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Pflegebedürftige in
Notsituationen oft allein

Rettungskräfte und Personen
aus der Notfallseelsorge berich-
ten immer wieder, wie pflegebe-
dürftige Angehörige oder Men-
schen mit Behinderungen nach
einem unerwarteten Todesfall der
Pflegeperson allein in ihrer Woh-
nung zurückbleiben – manchmal
auch mitten in der Nacht. „Die
Helfer berichten, dass es keine
verlässlichen Zuständigkeits-,
Entscheidungs- und Benachrich-
tigungsregelungen in solchen Fäl-
len gibt“, verdeutlicht Ruth
Waldmann (SPD). Die Abgeord-
nete erkundigte sich daher stell-
vertretend bei der Staatsregierung
nach den Ansprechstellen in sol-
chen Akutsituationen.

Das Innenministerium verweist
in seiner Antwort auf die Bro-

schüre Den eigenen Weg finden:
Ratgeber von Angehörigen von
Menschen mit Demenz für ande-
re Betroffene. Im Kapitel „Für
den Notfall vorsorgen“ wird unter
anderem empfohlen, einen Not-
fallplan festzulegen, wer kurzfris-
tig als Vertretung einspringt,
wenn pflegende Angehörige
plötzlich ausfallen. „Darüber hi-
naus ist es erforderlich, die lang-
fristige Pflegeplanung betreffende
Vorstellungen festzulegen – auch
für den Fall, dass pflegende Ange-
hörige plötzlich versterben.“

Behinderte, die auf Hilfe ange-
wiesen, aber nicht krank im enge-
ren Sinn sind, werden laut Wald-
mann häufig fälschlicherweise in
Krankenhäuser oder psychiatri-
sche Kliniken eingewiesen. Das
Haus von Innenminister Joachim
Herrmann (CSU) kann das nicht
bestätigen. Sie könnten ihren
Aufenthaltsort selbst bestimmen.
„Hierfür ist insbesondere nicht
erforderlich, dass diese noch ge-
schäftsfähig sind, da es sich bei
der Bestimmung des eigenen Auf-

für ausreicht und wie in Zukunft
Dumpingpreise von Fleischpro-
dukten im Lebensmitteleinzel-
handel vermieden werden kön-
nen.

Das Haus von Verbraucher-
schutzminister Thorsten Glauber
(Freie Wähler) antwortet, die
Umsetzung der Fleischhygienege-
bühren sei bereits „weit vorange-
schritten“. Der Gesetzentwurf be-
finde sich derzeit in der Endab-

stimmung. Durch die neuen Ge-
bühren komme es bei den Land-
kreisen und kreisfreien Städten
zu Mindereinnahmen von maxi-
mal fünf Millionen Euro pro Jahr,
die vom Freistaat kompensiert
werden. „Bei einem Inkrafttreten
Mitte 2023 wird dieser Betrag für
2023 entsprechend anteilig ge-
währt.“

„Faire Preise oder Mindestprei-
se können von staatlicher Seite
nicht vorgegeben werden“, ant-
wortet die Staatsregierung auf
Skutellas Frage nach den Dum-
pingpreisen. Es sei zwar verbo-
ten, Lebensmittel unter Ein-
standspreis anzubieten. Für ein
gesetzliches Preiswerbeverbot –
sogenannte Lockpreise – bei
Grundnahrungsmitteln wie Brot,
Milch, Butter, Fleisch gebe es
aber keine gesetzliche oder ver-
fassungsrechtliche Grundlage.
> DAVID LOHMANN

farblich markiert, um einen Men-
genschwund einfach und schnell
festzustellen. „Eine regelmäßige
Kontrolle erfolgt durch das Per-
sonal vor Ort“, heißt es in der
Antwort des Ministeriums.

Fleischhygienereform
kommt erst Mitte 2023

Die Staatsregierung will kleine
Schlachtbetriebe finanziell entlas-
ten und so die regionale Ver-
marktung landwirtschaftlicher
Produkte stärken. Der Ministerrat
hat deshalb am 17. Mai 2022 ein
Konzept zur grundlegenden Än-
derung der Fleischhygienegebüh-
ren beschlossen. Von den geplan-
ten Verbesserungen sollen rund
1500 kleinere Schlachtbetriebe
bayernweit profitieren – 95 Pro-
zent aller Schlachtbetriebe im
Freistaat.

Christoph Skutella (FDP) hak-
te jetzt beim Verbraucherschutz-
ministerium nach, wann die Neu-
ordnung der Fleischhygienege-
bühren umgesetzt wird, ob das
Geld in den Haushaltsplänen da-

Staatsregierung das zu verhindern
versucht.

Das Landwirtschaftsministeri-
um schreibt in seiner Antwort,
den Bayerischen Staatsforsten
(BaySF) lägen keine belastbaren
zentralen Daten oder Auswertun-
gen zum Holzdiebstahl vor. „Der
Arbeitsaufwand für eine vollstän-
dige, einzelstammweise Vermes-
sung aller Holzpolter wäre durch
das Personal der BaySF vor Ort
nicht darstellbar.“ Dieser stünde
auch in keinem Verhältnis zu der
Anzahl an Verdachtsfällen von
Holzdiebstahl.

Für die Anzeigen bei Verdacht
auf Holzdiebstahl sind laut dem
Haus von Landwirtschaftsminis-
terin Michaela Kaniber (CSU) die
einzelnen Forstbetriebe der
BaySF verantwortlich. Polizeili-
che Maßnahmen seien allerdings
nur „sehr selten“ nötig. Die Forst-
betriebe beugten mit 30 GPS-Tra-
ckern Diebstahl vor, die stichpro-
benweise an die gefällten Stämme
angeheftet wurden. Dadurch
habe in den letzten zehn Jahren
ein größerer Fall von Holzdieb-
stahl aufgeklärt werden können.

Da die Nachfrage nach GPS-
Trackern aber rückläufig war, ha-
ben die BaySF sie auf acht Stück
reduziert. Aktuell werden die auf-
einandergestapelten Baumstäm-
me, sogenannte Holzpolter, häu-
fig nur an den Außenrändern

reichen Maßnahmen zu bekämp-
fen. Besonders hervorzuheben sei
der Aktionsplan „Hilfe bei Ob-
dachlosigkeit“, für den im Haus-
halt 2022 rund 2,9 Millionen
Euro zur Verfügung standen. Ein
Schwerpunkt der geförderten
Modellprojekte liege auf der Prä-
vention von Wohnungslosigkeit
sowie auf der Betreuung und Be-
ratung von wohnungslosen oder
von Wohnungslosigkeit bedroh-
ten Menschen.

Konkrete Konsequenzen zieht
das Haus von Sozialministerin
Ulrike Scharf (CSU) aus der neu-
en Statistik nicht. Man habe die
Erhebung „zur Kenntnis genom-
men“ und werde die weitere Ent-
wicklung „aufmerksam beobach-
ten“, heißt es in der Antwort. Be-
reits getroffene Maßnahmen wür-
den fortgesetzt. Die Stellungnah-
men aus den Ergebnispapieren
seien an die Adressaten mit der
Bitte um Stellungnahme weiterge-
leitet worden. Die Veröffentli-
chung der Gemeinsamen Emp-

fehlungen für das Obdachlosen-
wesen ist laut Ministerium für
dieses Jahr geplant.

GPS-Tracker sollen
Holzdiebstahl verhindern

Durch die gestiegenen Energie-
preise steigt die Nachfrage nach
Holz als Brennstoff. Das ruft
auch Kriminelle auf den Plan.
Mehrere Bundesländer verzeich-
neten einen Anstieg beim Holz-
diebstahl – in Baden-Württem-
berg lag dieser 2022 auf einem
Fünfjahreshoch. Franz Bergmül-
ler (AfD) fragte daher nach, wie
viel Holz in den letzten Jahren
aus den Bayerischen Staatsfors-
ten entwendet wurde und wie die

enthalts um einen Realakt han-
delt“, heißt es in der Antwort.

Nur wenn die Willensbildung
der Betroffenen derart einge-
schränkt ist, dass sie ihren Auf-
enthaltsort nicht mehr festlegen
können, ohne sich selbst zu ge-
fährden, kann der Aufenthaltsort
laut Ministerium durch einen
Vorsorgebevollmächtigten be-
stimmt werden. „Hat der Betrof-
fene keine Vorsorgevollmacht er-
richtet, das Amtsgericht – Betreu-
ungsgericht – jedoch einen recht-
lichen Betreuer für ihn bestellt,
ist dieser dazu befugt, den Auf-
enthaltsort festzulegen, wenn das
Gericht ihm einen entsprechen-
den Aufgabenkreis zugewiesen
hat.“

Rund 18 000
Wohnungslose in Bayern

Laut einer neuen Erhebung des
Statistischen Bundesamts waren
im Januar 2022 in Bayern 17 910
Personen in Bayern wohnungs-
los. Jürgen Mistol (Grüne) hakte
daher bei der Staatsregierung
nach, welche Konsequenzen sie
aus der Statistik gezogen hat,
welchen Handlungsbedarf sie aus
den Stellungnahmen zu den Er-
gebnispapieren im Rahmen des
Runden Tisches Obdachlosigkeit
ableitet und wann die überarbei-
teten „Gemeinsamen Empfehlun-
gen für das Obdachlosenwesen“
veröffentlicht werden.

Das Sozialministerium erklärt,
Wohnungslosigkeit mit umfang-

Holzdiebstahl, Pflegebedürftige, Wohnungslose
Franz Bergmül-
ler (AfD) sorgt
sich um die
bayerischen
Holzbestände –
nicht nur wegen
der aktuellen
Energiekrise.
DPA/KARMANN

Ein größerer Fall von Holzdiebstahl konnte in Bayern bereits durch GPS-Tracker aufgeklärt werden. DPA/KREFTING

Wenn Pflege-
personen ster-
ben, sind Pflege-
bedürftige oft
auf sich allein
gestellt, warnt
Ruth Waldmann
(SPD).
FOTO: BSZ

Wie können
Fleisch-Dum-
pingpreise in
Supermärkten
verhindert wer-
den, fragte
Christoph Sku-
tella (FDP). BSZ

Behinderte Menschen ohne Pflege-
person werden oft in psychiatrische
Kliniken eingewiesen. DPA/SCHULDT

Die Grünen fordern Konsequenzen
aus der neuen Wohnungslosen-Erhe-
bung. FOTO: DPA/JAN WOITAS

Die Staatsregierung will kleine
Schlachtbetriebe entlasten. DPA/JW

Eine Möglichkeit, die Öffnung von digi-
talen Kleinstsupermärkten über das Ar-
beitszeitgesetz (ArbZG) zu erlauben, sieht
das Haus von Arbeitsministerin Ulrike
Scharf (CSU) nicht. Zwar könne in diesem
Rahmen zur Befriedigung besonderer Be-
dürfnisse ausnahmsweise die Arbeit an
Sonn- und Feiertagen gestattet werden.
„Auf die Beschäftigung von Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern kommt es beim
Betrieb digitaler Kleinstsupermärkte je-
doch gerade nicht an“, heißt es in dem Ant-
wortschreiben.

Dass Warenautomaten oder Automaten-
geschäfte im Gegensatz zu digitalen
Kleinstsupermärkten das ganze Jahr geöff-
net haben dürfen, begründet die Staatsre-
gierung mit dem Shopping-Gefühl. „Der
Einkauf an einem Warenautomaten ähnelt
schon der äußeren Form nach weniger ei-
nem Einkauf in einem regulären Super-
markt als der Einkauf in einem digitalen
Kleinstsupermarkt.“ Eine wettbewerbs-
rechtliche Benachteiligung gegenüber
Tankstellen sieht das Scharf-Ressort eben-
falls nicht. Diese dürften schließlich wäh-
rend der regulären Ladenschlusszeiten nur
„Reisebedarf“ verkaufen.

Entsprechend plant die Staatsregierung
keine Regeländerung für den Betrieb von
digitalen Kleinstsupermärkten an Sonn-
und Feiertagen – obwohl auch Wirtschafts-
minister Hubert Aiwanger (Freie Wähler)
für eine Reform plädiert. Die FDP fordert,
die Kleinstsupermärkte wie in anderen
Bundesländern als begehbare Automaten
anzusehen und sie entsprechend an 365
Tagen im Jahr geöffnet zu lassen. > LOH

Sonntagsruhe gilt auch für Supermärkte ohne Personal

Sie heißen Tante Enso, Waldsteinlädla
oder Dorfladenbox: Vor allem im ländli-
chen Raum eröffnen immer mehr digitale
Kleinstsupermärkte, die von örtlichen
Händlern oder großen Supermarktketten
betrieben werden. Sie benötigen kein Per-
sonal, weil die Kundschaft ihre Ware ei-
genständig scannt und bezahlt. Um die Le-
bensmittelversorgung in dünn besiedelten
Landstrichen zu unterstützen, erlaubte die
Staatsregierung digitalen Kleinstsuper-
märkten 2021 eine Rund-um-die-Uhr-Öff-
nung – aber nur an Werktagen.

Die FDP-Fraktion kann das nicht ver-
stehen. „In den ländlichen Räumen Bay-
erns ist es nicht ungewöhnlich, bei kleine-
ren Besorgungen 20 Kilometer oder mehr
zur nächsten Tankstelle fahren zu müs-
sen“, betonen Julika Sandt und Albert
Duin (beide FDP). Die Abgeordneten
wollten daher von der Staatsregierung wis-
sen, warum digitale Kleinstsupermärkte
nicht an Sonn- und Feiertagen öffnen dür-
fen und ob das aus Wettbewerbssicht nicht
bedenklich ist, weil zum Beispiel Tankstel-
len öffnen dürfen.

Das Arbeitsministerium schreibt in sei-
ner Antwort, dass es beim Feiertagsgesetz
(FTG) um öffentlich bemerkbare Arbeiten
gehe, „die geeignet sind, die Feiertagsruhe
zu beeinträchtigen“. „Aufgrund des Kun-
denverkehrs in dem Ladengeschäft sowie
des An- und Abfahrtverkehrs wird auch
nach außen der Eindruck einer typisch
werktäglichen Tätigkeit, nämlich des Be-
triebs eines Supermarkts, erweckt“, erklärt
das Ministerium. Dies könne die äußere
Ruhe von Sonn- und Feiertagen stören.

Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger (Freie Wähler)
im Dezember 2022 in Münchens erstem vollautoma-
tischen Supermarkt – ohne Personal und ohne Kas-
sen. An Sonn- und Feiertagen müssen die Türen den-
noch geschlossen bleiben. FOTO: DPA/LUKAS BARTH


